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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1411/71 hinsichtlich des Fettgehalts von Vollmilch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich und Artikel 6 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates vom 29. Juni 1971 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die 
gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse hinsichtlich der unter die Tarifnummer 
04.01 des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden Erzeug- 
nisse^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1556/74 2), darf in der Gemeinschaft nur 
Mildi mit einem Fettgehalt von mindestens 3,5 v. H. 
als Vollmilch zum unmittelbaren Verbrauch abgege- 
ben werden. Auf der Grundlage von Artikel 6 Abs. 2 
dieser Verordnung war es den Mitgliedstaaten mög- 
lich, bis zum 31. Dezember 1975 die in ihrem Hoheits- 
gebiet beim Inkrafttreten der genannten Verordnung 
geltenden Vorschriften beizubehalten. 

Für bestimmte neue Mitgliedstaaten ist es schwie- 
rig, auf ihrem Hoheitsgebiet die vor ihrem Beitritt 
zur Gemeinschaft erlassenen Vorschriften einzufüh- 
ren, da dort die Herstellungs- und Verteilungsmetho- 
den verschieden sind und die Verbraucher nicht die 
Gewohnheit haben, eingestellte Vollmilch zu kau- 
fen. Jedoch gewährleistet das in diesen Ländern 
angewandte System, daß der Fettgehalt der den 
Verbrauchern verkauften Vollmilch im Durchschnitt 
dem angestrebten entspricht oder ihn sogar über- 
trifft. 

Daher erscheint es angezeigt, den betreffenden 
Mitgliedstaaten die Anwendung der für die gesamte 
Gemeinschaft vorgesehenen Vorschriften nicht zwin- 
gend vorzuschreiben, wobei jedoch sichergestellt 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 4 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 22. Juni 1974, S. 3 


werden muß, daß der Handel zwischen den Mitglied- 
staaten so wenig wie möglich behindert wird. Die 
neue Regelung muß innerhalb einer gewissen Frist 
I überprüft werden, insbesondere um die Bedingun- 
gen festzulegen, nach denen in den Mitgliedstaaten 
mit nicht eingestellter Vollmilch eingestellte Voll- 
milch aus anderen Mitgliedstaaten vermarktet wer- 
den kann. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 erhält Artikel 3 
Abs. 1 Buchstabe b zweiter Gedankenstrich der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1411/71 folgende Fassung: 

„ — - Vollmilch: Milch, die in einem Milchbearbei- 
tungsbetrieb mindestens einer Wärmebehand- 
lung oder einer zulässigen Behandlung gleicher 
Wirkung unterzogen worden ist und deren Fett- 
gehalt einer der folgenden Formeln entspricht: 
Eingestellte Vollmilch: 

Der Fettgehalt beträgt mindestens 3,50 v. H.; 
Nicht eingestellte Vollmilch: 

Der Fettgehalt ist seit dem Melken weder durch 
Hinzufügung oder Entnahme von Fett noch durch 
Mischung mit Milch, deren natürlicher Fett- 
gehalt geändert worden war, geändert worden." 

Artikel 2 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 wird Absatz 4 des 
Artikels 3 der Verordnung Nr. 1411/71 durch fol- 
gende Absätze 4 bis 7 ersetzt: 

4. Unbeschadet des Absatzes 1 Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich hinsichtlich nicht eingestellter 
Vollmilch darf der für Konsummilch vorgeschrie- 
bene Fettgehalt, soweit er nicht natürlich vor- 
handen ist, nur durch Hinzufügung oder Entnah- 
me von Milch oder Rahm oder durch Hinzufü- 
gung von entrahmter oder teilentrahmter Milch 
erreicht werden. Eine sonstige Änderung der 
Konsummilchzusammensetzung ist nicht zulässig. 

5. Für Vollmilch wenden die Mitgliedstaaten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1976 an auf ihrem Ho- 
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heitsgebiet eine der in Absatz 1 Buchstabe b 
zweiter Gedankenstrich genannten Formeln an. 
Sie teilen der Kommission vor diesem Zeitpunkt 
die für ihr Hoheitsgebiet gewählte Formel mit. 

6. Ein Mitgliedstaat, der die Formel der nicht ein- 
gestellten Vollmilch gewählt hat, kann unbescha- 
det der gesundheitlichen Anforderungen für sein 
Hoheitsgebiet nicht untersagen: 

a) die Herstellung eingestellter Vollmilch, die zum 
Absatz auf dem Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates bestimmt ist, der diese Formel 
gewährt hat} 

b) den Absatz nicht eingestellter Vollmilch aus 
einem anderen Mitgliedstaat, die die diesbezüg- 
lichen in Absatz 1 Buchstabe b zweiter Gedan- 
kenstrich genannten Voraussetzungen erfüllt. 

7. Vor dem 1. Januar 1978 unterbreitet die Kom- 
mission dem Europäischen Parlament und dem 
Rat einen Bericht über die Anwendung der vor- 
stehenden Absätze 5 und 6. Sie schlägt dabei 


I insbesondere die Bedingungen, vor, unter denen 
vom 1. Januar 1978 an in den in Absatz 6 ge- 
nannten Mitgliedstaaten eingestellte Vollmilch 
aus anderen Mitgliedstaaten vermarktet werden 
kann. 

I Artikels 

j Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 wird in Artikel 6 

' der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71: 

: — Absatz 2 gestrichen und durch den gegenwärti- 
gen Absatz 1 a ersetzt; 

I — in Absatz 3 jeweils das Wort „Vollmilch" durch 

I die Worte „eingestellte Vollmilch" ersetzt. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Vo 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial ausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates 
vom 29. Juni 1971 führt eine gemeinsame Politik 
für die Erzeugnisse der Tarifnummer 04.01 des 
Gemeinsamen Zolltarifs ein und gibt in Artikel 2 
Abs. 2 die Ziele an, die die Gemeinschaft insbe- 
sondere durch 

— die Festsetzung gewisser einheitlicher Sätze des 
Fettgehalts für die einzelnen Arten von Konsum- 
milch, 

— die Festsetzung von Grundregeln über die Quali- 
tät und die Vermarktung von Konsummilch 

erreichen will. 

Die zuletzt genannten Grundregeln, die dem Rat 
von der Kommission bereits am 16. September 1971 
vorgeschlagen und aufgrund langwieriger Erörterun- 
gen in den einzelnen Gremien des Rates inzwischen 
der Lage der Neunergemeinschaft angepaßt wurden, 
müssen als eines der geeignetsten Mittel zur Auf- 
hebung zahlreicher einzelstaatlicher Maßnahmen 
angesehen werden, die den freien Verkehr von 
Konsummilch noch behindern. 

2. Gemäß Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich sieht für die zum Verbrauch be- 
stimmte Vollmilch einen Mindestfettgehalt von 
3,50 V. H. vor, der entweder natürlich vorhanden ist 
oder durch Hinzufügung bzw. Entnahme von Milch- 
fetten gewonnen wird. Nach Artikel 6 Abs. 2 dieser 
Verordnung sind die Mitgliedstaaten ermächtigt ge- 
wesen, für einen Übergangszeitraum die in ihrem 
Hoheitsgebiet beim Inkrafttreten der vorliegenden 
Verordnung geltenden Vorschriften über den Fett- 
gehalt beizubehalten. Der Endtermin des genannten 
Zeitraums, der ursprünglich am 31. Dezember 1973 
ablief, wurde zuletzt durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1556/74 des Rates vom 18. Juni 1974 bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert. 

3. Im Verlauf der Erörterungen über die Vor- 
schläge für eine Verlängerung des Übergangszeit- 
raums wurde die Kommission aufgefordert, die ge- 
samte Problematik zu überprüfen. Demzufolge haben 
die Dienststellen der Kommission unter Ausschluß 
der Möglichkeit einer erneuten Verlängerung des 
Endtermins in einem äußerst offenen Geiste eine 
eingehende Untersuchung angestellt. 

Eine ad-hoc-Gruppe, der u. a. mehrere in persön- 
licher Eigenschaft eingeladene und besonders quali- 
fizierte Sachverständige angehörten, hat nach Prü- 
fung der verschiedenen Quellen sowie einer um- 
fassenden wissenschaftlichen und technischen Doku- 
mentation einen Bericht erstellt. 

Der Berufsstand, der über den Beratenden Ausschuß 
konsultiert wurde, hat am 13. Juni 1975 seine Ant- 
wort abgegeben (Stellungnahme Nr. 22). 

4. Nach dieser eingehenden Prüfung ist die Kom- 
mission weiterhin überzeugt, daß die Festsetzung 
eines einheitlichen Fettgehalts für die Gemeinschaft 
ungeachtet seiner Höhe (siehe hierzu nachstehenden 
Punkt 7) die beste Lösung wäre, um den freien 
Warenverkehr von Konsumvollmilch zwischen den 


Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Auf diese Weise 
wären alle Milchbetriebe der Mitgliedstaaten unwei- 
gerlich gezwungen, aus augenscheinlichen Wettbe- 
werbsgründen ihr Erzeugnis auf der vorgeschriebe- 
nen Mindesthöhe zu normen. So einfach und klar 
dieses System auch erscheint, so ist es doch nach 
Inkrafttreten des Beitrittsvertrages nicht mehr vor- 
behaltlos annehmbar, da sich neue Faktoren ergeben 
haben. 

Es handelt sich insbesondere um den Markt für 
Konsummilch in wichtigen Regionen der neuen Mit- 
gliedstaaten, deren wesentliche Merkmale sich wie 
folgt zusammenfassen lassen: 

— Ernährungsgewohnheiten, die sich von denen auf 
dem Kontinent deutlich unterscheiden, da der 
Verbraucher die fettreiche Milch schätzt, deren 
wesentliche Zusammensetzung unberührt geblie- 
ben ist; 

— Behandlungs- und Verteilungsstrukturen, in 
deren Rahmen die durchsichtige Glasflasche die 
„cream line'' (Rahmlinie) unabdingbar sichtbar 
werden lassen muß und wobei die tägliche Lie- 
ferung „von Tür zu Tür^' für den Verbraucher 
das Symbol für ein frisches und natürliches 
Erzeugnis bleibt und auf diese Weise eine stabile 
und sogar zunehmende Nachfrage gewährleistet. 

Die Kommission ist infolgedessen der Ansicht, daß 
die schrittweise oder sofortige Einführung der Stan- 
dardisierung von Vollmilch in den fraglichen Regio- 
nen sich insbesondere langfristig ungünstig auf das 
Nachfrageniveau auswirken würde. Sie birgt außer- 
dem die Gefahr, daß erhebliche zusätzliche Butter- 
mengen gelagert werden müßten. 

5. Die Kommission kommt infolgedessen zu dem 
Schluß, daß es beim derzeitigen Stand wünschens- 
wert ist, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu 
geben, zwischen zwei Lösungen zu wählen. Die erste 
sieht die Vermarktung von Vollmilch mit einem 
durch Einstellung (Standardisierung) erhaltenen 
festen Fettgehalt vor. Die zweite Lösung besteht in 
der Vermarktung einer Vollmilch, deren natürlicher 
Fettgehalt nicht durch Hinzufügung oder Entnahme 
von Milchfetten oder durch die Mischung mit Milch 
geändert wird, deren natürlicher Fettgehalt verän- 
dert worden ist. 

Die Bezeichnung „Vollmilch", die gemäß Artikel 3 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 der frag- 
lichen Milch Vorbehalten ist, wird durch einen Zusatz 
ergänzt, mit der die Verbraucher angemessen infor- 
miert werden können. 

6. Was den Warenverkehr mit Vollmilch zwischen 
den Mitgliedstaaten einerseits betrifft, die sich für 
die Lösung eingestellter Vollmilch entscheiden, und 
andererseits denjenigen, die sich für die nicht einge- 
stellte Vollmilch entscheiden, so darf der freie 
Warenverkehr nur so wenig wie möglich beein- 
trächtigt werden. Daher ist vorgesehen, daß jede 
Molkerei die Milch herstellen kann, die in dem für 
die Vermarktung vorgesehenen Gebiet zugelassen 
ist. Im Lichte der zu gewinnenden Erfahrungen müs- 
sen die Bedingungen für die Vermarktung einge- 
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stellte! Vollmilch aus anderen Mitgliedstaaten in 
Regionen der EWG, in denen die Einstellung nicht 
zulässig ist, später festgelegt werden. 

7. In der Frage der Festsetzung des Fettgehalts 
eingestellter Vollmilch muß ein ausgewogenes 
Gleichgewicht zwischen zwei grundlegenden Anfor- 
derungen gefunden werden. Einerseits zwingt die 
Überschußlage auf Gemeinschaftsebene dazu, alle 
möglichen Märkte für den Absatz von Butterfetten, 
einschließlich Vollmilch zu erschließen. Andererseits 
würde jede Erhöhung des Fettgehalts von einiger 
Bedeutung unvermeidlich eine Anhebung des Ver- 
braucherpreises sowie, von einem gewissen Preis- 
niveau an, einen schrittweisen Übergang zu teilent- 
rahmter Milch zur Folge haben. Dagegen sind inner- 
halb der Grenzen des bei Vollmilch in Frage stehen- 
den Fettgehalts die Auswirkungen auf der Ebene 
der Ernährung, der Verdaulichkeit sowie beim Ge- 
schmack und Aroma nicht nachweisbar oder sie sind 
ohne jeglichen Einfluß. Weitaus bedeutender ist der 
Einfluß äußerer Faktoren, die die Vorstellung des 
Verbrauchers gegenüber diesen Fragen verfälschen 
können. 


8. Unter Berücksichtigung der Unterschiede im Fett- 
gehalt, die derzeit bei Konsumvollmilch in den Mit- 
gliedstaaten bestehen, und angesichts der begrenz- 
ten Auswirkung dieser Unterschiede auf den Ver- 
braucherpreis ist die Kommission der Ansicht, daß 
der Fettgehalt von 3,5 v. H. eine annehmbare Lösung 
ist. Dieser Fettgehalt liegt einerseits in der Nähe 
des Fettgehalts der Rohmilch und trägt damit nicht 
zu einer zu starken Bildung von Lagerbeständen an 
Butter bei; andererseits vermeidet er die Gefahr, 
durch eine übertriebene Anhebung der Preise das 
Nachfrageniveäu zu beeinträchtigen. 

9. Aus den vorgenannten Gründen und um eine 
Gemeinschaftspolitik einzuführen, die die Nachfrage 
nach Konsummilch und den freien Warenverkehr 
fördert, hält es die Kommission für erforderlich, daß 
der Rat die in der Anlage vorgeschlagene Verord- 
nung erläßt. 

Aus den gleichen Gründen bittet sie den Rat, gleich- 
zeitig die dem Rat am 16. September 1971 vorge- 
schlagene Verordnung über die Grundregeln für die 
Qualität und Vermarktung von Konsummilch zu 
erlassen. 
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